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Ihr Zeichen: 51111.1.06                 Schreiben vom 15. Januar 2026 

Stellungnahme zur 5. Änderung des Flächennutzungsplanes (Vorentwurf vom 
24.10.2025) 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND für Umwelt und Naturschutz Deutschland, Landesverband Sachsen e.V. (im Folgenden: BUND 
Sachsen), nimmt zum o.g. Vorhaben wie folgt Stellung. 

Die 5. Änderung des Flächennutzungsplans (im Folgenden: FNP) weist durchgreifende formelle und mate-
rielle Mängel auf, die zu einem umfassenden Abwägungsausfall führen. Wir beantragen, das Verfahren aus-
zusetzen und die nachfolgend dargelegten Defizite zu beseitigen. 

TEIL A: FORMALE UNWIRKSAMKEIT DER PLANUNGSGRUNDLAGEN 

1. Unwirksamkeit des Regionalplans als Planungsgrundlage 

1.1 Rechtskräftige Unwirksamkeitserklärung 

Der Regionalplan Oberes Elbtal/Osterzgebirge 2020 (im Folgenden: Regionalplan 2020), auf den sich die FNP-
Begründung wiederholt stützt, wurde durch rechtskräftige Normenkontrollurteile des Sächsischen Oberver-
waltungsgerichts vom 23.11.2023 (Az. 1 C 74/21, 1 C 75/21, 1 C 76/21) in folgenden Kapiteln für unwirksam 
erklärt: 

- Kapitel 4 – Freiraumentwicklung (vollständig) 

- Kapitel 5.2 – Wasserversorgung (vollständig) 
 

Die Urteile sind rechtskräftig (Regionaler Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge 2023). Bereits zuvor 
war Kapitel 5.1.1 (Windenergie) durch Urteil vom 11.05.2023 (Az. 1 C 72/20) für unwirksam erklärt worden. 

Die Unwirksamkeit ist nicht auf einzelne Festlegungen beschränkt, sondern erfasst die genannten Kapitel 
vollständig. Sämtliche Ziele und Grundsätze der Raumordnung in diesen Kapiteln entfalten keine Bindungs-
wirkung mehr. 

1.2 Fehlende eigenständige Abwägung trotz bekannter Unwirksamkeit 

Die FNP-Begründung enthält bei zahlreichen Änderungsbereichen den Standardsatz: 
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„Die zweite Gesamtfortschreibung des Regionalplans 2020 wurde mit der Bekanntmachung der Genehmi-
gung im Amtlichen Anzeiger des Sächsischen Amtsblattes Nr. 38/2020 am 17.09.2020 wirksam – allerdings 
wurden mit Urteilen des sächsischen Oberverwaltungsgerichts vom 11.05.2023 (OVG 1 C 72/20) und 
23.11.2023 (OVG 1 C 74/21, OVG 1 C 75/21 und OVG 1 C 76/21) die Kapitel 5.1.1 ‚Windenergienutzung', 4 
‚Freiraumentwicklung' und 5.2 ‚Wasserversorgung' des Regionalplans für unwirksam erklärt, sodass diesbe-
zügliche Vorgaben keine verbindliche Rechtsgrundlage für den B-Plan mehr darstellen können. Die Darstel-
lungen des Regionalplanes finden dennoch, vor dem Hintergrund des Umstandes ihrer fachlichen Basis und 
Grundlagen i. V. mit dem Fachbeitrag zum Landschaftsrahmenplan des Regionalplans 2020, im FNP Berück-
sichtigung." (FNP-Begründung, u.a. S. 13, 15 und 18) 

Es ist zu begrüßen, dass in der FNP-Begründung die Unwirksamkeit der genannten Kapitel benannt wird. Auch 
ist grundsätzlich nachvollziehbar, dass die fachlichen Erkenntnisse – insbesondere der Fachbeitrag zur Land-
schaftsrahmenplanung – weiterhin herangezogen werden können. Allerdings genügt der pauschale Verweis 
auf die fachlichen Grundlagen nicht den Anforderungen an eine eigenständige Abwägung. Die planende Ver-
waltungsgemeinschaft referenziert lediglich die Herkunft der Daten, nimmt aber keine eigene Gewichtung der 
betroffenen Belange vor.Dies betrifft insbesondere: 

- Fläche L1 (Sonnenstein Süd): Die FNP-Begründung stellt fest: „Auf der Fläche gibt es im Regional-
plan 2020 keine Vorrang- oder Vorbehaltsausweisungen" (FNP-Begründung, S. 27). Der Prüfbogen 
des Landschaftsplans stuft die Fläche gleichwohl als sichtexponiert und hochempfindlich ein (Prüf-
bogen L1, S. 38). Die Stadt hätte eigenständig bewerten müssen, welches Gewicht dem Landschafts-
bildschutz an dieser exponierten Stadtrandlage zukommt – unabhängig davon, ob ein Vorranggebiet 
im Regionalplan ausgewiesen ist oder nicht. 

- Fläche L9 (IPO-Flächen C/D): Die FNP-Begründung verweist auf die Übereinstimmung mit den Zielen 
der Raumordnung und erklärt, die Prüfung sei „im Rahmen der Bauleitplanung des Zweckverbands" 
erfolgt (FNP-Begründung, S. 35). Die dort erfolgte Prüfung stützte sich jedoch auf die mittlerweile 
unwirksamen Kapitel des Regionalplans. Eine eigenständige Bewertung der Belange Freiraument-
wicklung und Wasserversorgung fehlt. 

- Fläche R5 (Pratzschwitz/Copitz, Sondergebiet Einzelhandel): Der Prüfbogen R5 stellt fest, dass 
„Teilbereiche im festgesetzten Überschwemmungsgebiet der Elbe liegen" (Prüfbogen R5, S. 18). Die 
FNP-Begründung enthält den Standardsatz zur Unwirksamkeit der Kapitel 4 und 5.2, nimmt aber 
keine eigenständige hochwasserschutzrechtliche Abwägung vor. Die bloße „Berücksichtigung" der 
fachlichen Grundlagen ersetzt nicht die Pflicht zur eigenen Bewertung der Hochwasserschutzbe-
lange – zumal § 78 WHG als unmittelbar geltendes Recht ohnehin unabhängig vom Regionalplan zu 
beachten ist. 

1.3 Rechtsfolge: Abwägungsdefizit durch fehlende eigenständige Bewertung 

Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. Diese Anpassungspflicht 
setzt voraus, dass wirksame Ziele der Raumordnung existieren. Wurden die regionalplanerischen Festlegun-
gen rechtskräftig für unwirksam erklärt, entfällt die Anpassungspflicht. Die Gemeinde ist dann gehalten, eine 
eigenständige planerische Bewertung der betroffenen Belange vorzunehmen. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat in ständiger Rechtsprechung betont, dass die Gemeinde bei der Abwä-
gung die Rechtslage zutreffend erfassen muss (st. Rspr., vgl. BVerwG, Urteil vom 09.04.2008, Az. 4 CN 1/07). 
Die pauschale Weiterberücksichtigung unwirksamer Regionalplan-Festlegungen unter bloßem Verweis auf 
die dahinterstehenden Fachgrundlagen, ohne eigene materielle Gewichtung, erfüllt diesen Maßstab nicht. 

Der Fachbeitrag zum Landschaftsrahmenplan enthält fachlich verwertbare Erkenntnisse. Diese ersetzen 
jedoch keine eigenständige Abwägung. Der in der FNP-Begründung bei sämtlichen Änderungsbereichen wie-
derholte Standardsatz, die Darstellungen des Regionalplanes fänden ‚dennoch Berücksichtigung', lässt eine 
solche eigenständige Gewichtung nicht erkennen. 

Forderung: Die FNP-Begründung muss für die Flächen L1, L9 und R5 eine eigenständige Bewertung der 
Belange Landschaftsbildschutz, Freiraumentwicklung, Wasserversorgung und Hochwasserschutz vorneh-
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men, die über den pauschalen Verweis auf den Fachbeitrag hinausgeht. Die Bewertung muss erkennen las-
sen, welches Gewicht die Stadt diesen Belangen in der Abwägung beimisst und warum eine Inanspruch-
nahme der Flächen gleichwohl gerechtfertigt ist. 

2. Veraltete Tatsachengrundlage des Landschaftsplans 

2.1 IPO als „verbindlich geplant" trotz Rücknahme des B-Plans 

Der Landschaftsplan Pirna-Dohma (Stadt Pirna 2025a, im Folgenden: Landschaftsplan 2025), Stand Oktober 
2025, behandelt den IndustriePark Oberelbe (IPO) durchgängig als „verbindlich geplante Veränderung". So 
heißt es unter Ziffer 2.4.3 (Schutzgut Boden): 

„Beim Vorhaben IndustriePark Oberelbe (IPO) (B-Plan Technologiepark Feistenberg, Satzungsbeschluss vom 
18.03.2025) werden insgesamt ca. 90 ha Boden als Bau- oder Verkehrsfläche in Anspruch genommen, auf 
denen die Regelungsfunktionen, vor allem Wasserspeicherung, Puffer- und Filterwirkung sowie Verdunstung, 
teilweise verloren gehen. Das Schutzgut Boden / Fläche ist durch die Inanspruchnahme erheblich und nach-
haltig betroffen. Ein schutzgutbezogener Teilausgleich wird durch Entsiegelungsmaßnahmen in Rottwerndorf 
erbracht." (Stadt Pirna 2025a, S. 76) 

Gleichlautende Aussagen finden sich unter den Ziffern 2.5 (Schutzgut Wasser, S. 80), 2.6 (Schutzgut 
Klima/Luft, S. 104), 2.7 (Schutzgut Landschaft, S. 118) und 2.8 (Schutzgut Mensch, S. 126). Der IPO wird als 
bereits beschlossenes Vorhaben behandelt. 

Diese Darstellung ist faktisch unzutreffend. Der Bebauungsplan Nr. 1.1 wurde bereits am 07.10.2025 vom 
Zweckverband zurückgezogen. Der IPO ist damit keine „verbindlich geplante Veränderung" mehr, sondern 
lediglich eine FNP-Darstellung ohne konkrete Realisierungsperspektive. 

Der Landschaftsplan beruht insoweit auf einer falschen Tatsachengrundlage. Die FNP-Begründung stützt 
sich bei der Bewertung der Fläche L9 (IPO-Flächen C/D, ca. 18 ha) auf diesen Landschaftsplan. Damit beruht 
die Abwägung auf einer überholten Sachlage. 

Der BUND Sachsen hat im Übrigen bereits in seiner Stellungnahme vom 07.01.2022 zur 4. FNP-Änderung 
sowie in seiner Stellungnahme vom 11.08.2020 zum B-Plan-Vorentwurf auf die fehlende Planrechtfertigung 
und die unzureichende Umweltprüfung des IPO hingewiesen. 

2.2 Fehlende Umweltprüfung für Fläche L9 

Im Anhang des Landschaftsplans (Stadt Pirna 2025b, im Folgenden: Umweltprüfbögen 2025) werden 15 FNP-
Änderungsflächen einer vertieften Umweltprüfung unterzogen. Die Fläche L9 (IPO-Flächen C/D, ca. 18 ha) 
fehlt vollständig. Es existiert kein Prüfbogen für diese Fläche. 

Die Umweltprüfbögen enthalten detaillierte Bewertungen für deutlich kleinere Flächen: 

- R1 (Birkwitz, Pratzschwitzer Straße): 950 m² – Prüfbogen vorhanden 

- R7 (Hinterjessen, Radeberger Straße): 450 m² – Prüfbogen vorhanden 

- R11 (Zatzschke, Arthur-Thiermann-Straße): 1.510 m² – Prüfbogen vorhanden 
 

Die Fläche L9 ist mit ca. 18 ha (180.000 m²) um den Faktor 120 bis 400 größer als diese geprüften Flächen, 
wird aber nicht untersucht. Die Stadtverwaltung verweist lediglich auf die bereits erfolgte Prüfung im B-Plan-
Verfahren zum IPO. Diese Verweisung geht ins Leere, da der B-Plan nicht mehr existiert. 

Die Umweltprüfbögen enthalten den Hinweis: „Die hier nicht aufgeführten Änderungsbereiche des FNP wur-
den außerhalb des FNP-Änderungsverfahrens geprüft, z.B. im Bebauungsplan" (Anhang A, S. 2). Diese Ver-
weisung setzt voraus, dass die verwiesenen Prüfergebnisse vorliegen und zugänglich sind. Für Fläche L9 ist 
dies nicht der Fall, da der B-Plan zurückgezogen wurde. Aber auch für andere verwiesene Prüfungen fehlt eine 
Dokumentation der Ergebnisse als Anhang zum FNP-Verfahren. Es ist für die Öffentlichkeit und die Träger 
öffentlicher Belange nicht nachvollziehbar, welche Umweltauswirkungen für diese Flächen ermittelt wurden. 
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2.3 Rechtsfolge: Unvollständige Umweltprüfung 

Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist für alle Bauleitpläne eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtli-
chen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und bewertet werden. Diese Pflicht besteht unabhängig 
davon, ob für nachfolgende Planungsstufen bereits Umweltprüfungen durchgeführt wurden. 

Nach § 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB sind die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen zu ermitteln und 
im Umweltbericht zu beschreiben und zu bewerten. Diese Ermittlungspflicht setzt voraus, dass die Umwelt-
prüfung auf einer zutreffenden und aktuellen Tatsachengrundlage erfolgt (vgl. BVerwG, Urteil vom 
09.04.2008, Az. 4 CN 1/07, zur Ermittlungspflicht nach § 2 Abs. 3 BauGB). Eine Prüfung, die von einem zwi-
schenzeitlich aufgegebenen Planungsstand ausgeht, genügt diesem Anspruch nicht. 

Die FNP-Änderung kann sich nicht auf einen Landschaftsplan stützen, der 

- von einer falschen Tatsachengrundlage ausgeht (IPO als „beschlossen"), 

- die mit Abstand größte Einzelfläche der FNP-Änderung nicht prüft, 

- auf Umweltprüfungen verweist, die für einen nicht mehr existierenden B-Plan erstellt wurden. 
 

Dies führt zu einem durchgreifenden Mangel der Umweltprüfung. Insbesondere fehlt für Fläche L9: 

- eine schutzgutbezogene Bestandserfassung und Bewertung (Arten, Boden, Wasser, Klima, Land-
schaft), 

- eine Prüfung der Erheblichkeit der Umweltauswirkungen, 

- eine Darstellung von Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen, 

- eine FFH-Vorprüfung (Entfernung zum FFH-Gebiet „Gottleubatal" ca. 930 m). 
 

Forderung: Der Landschaftsplan ist zu überarbeiten. Die Fläche L9 ist einer vollständigen Umweltprüfung zu 
unterziehen. Die Darstellung des IPO als „verbindlich geplant" ist aus allen Kapiteln zu streichen. Bis zur Vor-
lage eines überarbeiteten Landschaftsplans ist das FNP-Verfahren auszusetzen. 

3. Gescheitertes Parallelverfahren bei Fläche L9 

3.1 Rückzug des Bebauungsplans 

Die FNP-Begründung zu Fläche L9 (Seite 35) führt aus: 

„Dieser [ZV IPO] hat den Bebauungsplan 1.1 ‚Technologiepark Feistenberg' aufgestellt und am 18.03.2025 zur 
Satzung beschlossen. Das Aufstellungsverfahren muss in Teilen wiederholt werden, eine Änderung der Bau- 
und Grünflächen ist jedoch nicht vorgesehen." 

Diese Darstellung ist irreführend. Der Bebauungsplan Nr. 1.1 wurde am 07.10.2025 vom Zweckverband 
IndustriePark Oberelbe zurückgezogen. Der FNP-Vorentwurf datiert vom 24.10.2025 – also 17 Tage nach 
dem Rückzug. Der Rückzug wird mit keinem Wort erwähnt. 

3.2 Rechtliche Grenzen des Parallelverfahrens 

§ 8 Abs. 3 Satz 2 BauGB erlaubt ein Parallelverfahren, wenn „nach dem Stand der Planungsarbeiten anzuneh-
men ist, dass der Bebauungsplan aus den künftigen Darstellungen des Flächennutzungsplans entwickelt sein 
wird". Diese Voraussetzung setzt voraus, dass 

- beide Verfahren tatsächlich parallel laufen, 

- der Bebauungsplan sich in Bearbeitung befindet, 

- die Genehmigungsfähigkeit des Bebauungsplans begründet angenommen werden kann. 
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Keine dieser Voraussetzungen ist erfüllt. Der Bebauungsplan existiert nicht mehr. Ein Parallelverfahren setzt 
voraus, dass beide Planungen tatsächlich parallel laufen. Ein zurückgezogener B-Plan „läuft" aber nicht. 

Die Begründung für den Rückzug ist entscheidend: Der Zweckverband IPO hat den Genehmigungsantrag für 
den B-Plan zurückgenommen, nachdem das Landratsamt erhebliche Bedenken hinsichtlich der Genehmi-
gungsfähigkeit geäußert hatte. Ungeachtet der Frage, ob die Genehmigung letztlich erteilt worden wäre, liegt 
zum Zeitpunkt des FNP-Vorentwurfs jedenfalls kein wirksamer oder beschlussreifer B-Plan vor. Die Annahme 
der künftigen Genehmigungsfähigkeit nach § 8 Abs. 3 BauGB ist damit widerlegt. 

3.3 Rechtsfolge: FNP-Darstellung ohne Grundlage 

Ein Flächennutzungsplan darf keine aufschiebend bedingten Darstellungen enthalten. § 5 Abs. 1 BauGB ver-
langt, dass der FNP die sich aus der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Boden-
nutzung in den Grundzügen darstellt. Er kann daher nicht lediglich hypothetische Eventualentwicklungen 
abbilden. 

Die FNP-Änderung für Fläche L9 erfüllt die Voraussetzungen des § 8 Abs. 3 BauGB nicht: 

- Kein paralleles Verfahren mehr – der B-Plan existiert nicht 

- Fehlende Planreife – die Genehmigungsfähigkeit ist widerlegt 

- Verstoß gegen § 8 Abs. 2 BauGB – der FNP muss aus tatsächlich umsetzbaren Konzepten entwi-
ckelt werden 

 

Forderung: Herausnahme von Fläche L9 aus der 5. FNP-Änderung bis zur nachgewiesenen Genehmigungs-
fähigkeit eines überarbeiteten B-Plans. 

TEIL B: MATERIELLE MÄNGEL BEI EINZELFLÄCHEN 

4. L9 (IPO-Flächen C/D) – Verstoß gegen Bodenschutzklausel 

4.1 Bodenqualität: Bestätigung durch den Landschaftsplan 

Die Fläche L9 umfasst die IPO-Teilflächen C und D mit einer Gesamtgröße von ca. 18 ha. Der Landschaftsplan 
bestätigt die hohe bis sehr hohe Bodenqualität dieser Flächen auf den dortigen Ebenheiten. Gemäß der Fach-
karte 5 ‚Boden und Bodenpotenzial‘ des Landschaftsplans (basierend auf der BK 50 des LfULG) dominiert im 
Bereich des Feistenbergs unter anderem der Bodentyp SS-LL (Pseudogley-Parabraunerde aus Lösslehm). In 
Tabelle 6 ‚Natürliche Bodenfunktionen im Untersuchungsgebiet‘ wird dieser mit folgenden Werten bewertet: 

- Bodenfruchtbarkeit: sehr hoch 

- Filter und Puffer für Schadstoffe: hoch 

- Wasserspeichervermögen: sehr hoch 

- Erodierbarkeit: sehr hoch 
 

(Stadt Pirna 2025a, S. 73–74, Tabelle 6) 

Der Landschaftsplan stellt fest: 

„Die Pseudogley-Böden zeichnen sich durch eine mittlere bis sehr hohe Bodenfruchtbarkeit aus. Die Vega-
/Auengley und Parabraunerde-Böden stehen ebenso für Flächen mit einer hohen bis sehr hohen Bodenfrucht-
barkeit." (Stadt Pirna 2025a, S. 72) 

Die Stadt bestätigt damit in ihrem eigenen Planungswerk, dass auf den IPO-Flächen Böden mit hoher bis sehr 
hoher Bodenfruchtbarkeit und sehr hoher Erosionsgefährdung anstehen. Unabhängig davon, ob im konkreten 
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Einzelfall die höchste Stufe „sehr hoch" oder die Stufe „hoch" zutrifft – was durch eine parzellenscharfe Prü-
fung anhand des iDA-Portals zu klären wäre –, handelt es sich um Böden, die nach § 1a Abs. 2 BauGB einen 
besonderen Schutz genießen. 

4.2 Fehlende Dokumentation der Alternativenprüfung 

Die Bodenschutzklausel des § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB fordert: 

„Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind zur Verringerung der 
zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der 
Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnah-
men zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen." 

Das Bundesverwaltungsgericht verlangt eine ernsthafte Prüfung von Alternativen, insbesondere die vorran-
gige Nutzung von Brachflächen und Innenentwicklungspotenzialen (BVerwG, Urteil vom 10.04.2018, Az. 4 CN 
2/17). 

Die FNP-Begründung enthält keine erkennbare Auseinandersetzung mit dieser Verpflichtung. Es fehlt: 

- eine Darstellung, warum gerade Böden mit hoher bis sehr hoher Bodenfruchtbarkeit für eine gewerb-
liche Nutzung in Anspruch genommen werden müssen, 

- eine Dokumentation, welche Brachflächen oder Konversionsflächen für die gewerbliche Entwicklung 
geprüft wurden, 

- eine Begründung, warum die angestrebte gewerbliche Entwicklung nicht durch Nachverdichtung 
oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung realisiert werden kann, 

- ein Konzept zur Minimierung der Bodenversiegelung. 
 

Die Stadt Pirna bekennt sich auf ihrer Website zum FNP ausdrücklich zur Innenentwicklung: 

„Grundlegendes Ziel der aktuellen sowie zukünftigen Stadtentwicklungsplanung Pirnas stellt die Vorrangstel-
lung der Innenentwicklung gegenüber der Inanspruchnahme bisher unbeplanter und unbebauter Naturflächen 
dar. ... Auch hier galt es bisher, vorrangig bestehende Gewerbegebiete zu nutzen bzw. Brachflächen für neue 
Nutzungen zu revitalisieren." (Stadt Pirna 2016, FNP-Website) 

Die gleichzeitige Ausweisung von 18 ha landwirtschaftlich hochwertiger Böden im Außenbereich steht zu 
diesem Bekenntnis in Widerspruch. Die FNP-Begründung hätte darlegen müssen: 

- welche Brachflächen und Innenentwicklungspotenziale konkret geprüft wurden, 

- warum diese für eine gewerbliche Nutzung nicht geeignet sind, 

- ob Nachverdichtungsmöglichkeiten in bestehenden Gewerbegebieten bestehen, 

- ob mehrgeschossige Bauweise in bestehenden Gewerbegebieten den Flächenbedarf reduzieren 
könnte. 

 

Diese Prüfung ist nicht dokumentiert. Die vollständige Nichtbeachtung der Bodenschutzklausel stellt einen 
Abwägungsausfall dar. 

Forderung: Die Fläche L9 ist zu streichen. Vor einer Neuausweisung ist eine Alternativenprüfung zu dokumen-
tieren, die systematisch die Verfügbarkeit von Brachflächen und Innenentwicklungspotenzialen untersucht, 
begründet, warum eine Inanspruchnahme hochwertiger Böden unvermeidbar ist, und Maßnahmen zur Mini-
mierung der Bodenversiegelung festlegt. 
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5. L1 (Sonnenstein) – FFH-Verträglichkeit und Landschaftsbildschutz 

5.1 FFH-Verträglichkeit – unzureichende Vorprüfung bei vorhandenen Leitstrukturen 

Die Fläche L1 (Sonnenstein Süd, ca. 6,8 ha) liegt in einer Entfernung von ca. 930 m zum FFH-Gebiet 5049-
302 „Gottleubatal und angrenzende Laubwälder“ (Stadt Pirna 2025b, Prüfbogen L1, S. 37). Der Umweltbe-
richt nimmt eine FFH-Vorprüfung vor und kommt zu dem Ergebnis: „Aufgrund der Entfernung von über 900 
m sind keine erheblichen Beeinträchtigungen des FFH-Gebiets zu erwarten.“ 

Diese rein distanzbasierte Prüfung ist fachlich und rechtlich unzureichend. Für mobile Anhang-II-Arten wie 
Fledermäuse (hier laut Standarddatenbogen u. a. gemeldet: Mopsfledermaus, Großes Mausohr, Bechstein-
fledermaus) ist nach den Leitfäden des Bundesamts für Naturschutz (2019) ein Prüfradius von mindestens 
3 km anzusetzen, da diese Arten weitreichende funktionale Beziehungen (Jagdhabitate, Flugkorridore) auf-
weisen. 

Entgegen der vereinfachenden Annahme des Umweltberichts handelt es sich bei der Fläche L1 und deren 
Umfeld keineswegs nur um strukturlose Ackerflächen. Wie aus den Planunterlagen (FNP, Kartierung Land-
schaftsplan) sowie Luftbildern ersichtlich ist, befinden sich in direkter Randlage relevante Habitat- und Leit-
strukturen: Östlich grenzt ein Gehölzstreifen an, westlich und nordwestlich befinden sich ausgewiesene Suk-
zessionsflächen mit deutlichem Baumbestand. Genau solche linearen Gehölzstrukturen fungieren für Fle-
dermäuse als essenzielle Leitlinien in der Landschaft und als Jagdhabitate. 

Eine Erheblichkeit von Beeinträchtigungen – beispielsweise durch die Zerschneidung von Flugkorridoren, 
Verlärmung oder die Beleuchtung des geplanten Gewerbegebietes (Lichtverschmutzung) – kann daher nicht 
allein mit dem pauschalen Hinweis auf 930 m Entfernung ausgeschlossen werden. Dies stellt einen 
erheblichen Ermittlungs- und Abwägungsmangel dar. 

Forderung: Die Fläche L1 darf nicht ausgewiesen werden, solange keine belastbare FFH-Vorprüfung Leit-
strukturen (Gehölzstreifen im Osten, Sukzessionsflächen im Westen/Nordwesten) umfassen, um funktio-
nale Verflechtungen mit dem FFH-Gebiet rechtssicher ausschließen oder bewerten zu können. 

5.2 Landschaftsbild: Eigene Bewertung der Stadt ignoriert 

Der Prüfbogen des Landschaftsplans stuft die Fläche L1 als hochsensibel ein: 

„Landschaft: ... Fläche liegt exponiert und ist weit einsehbar auf der Ebenheit als südlicher Stadtrand von 
Pirna-Sonnenstein ... trotz der nur geringen Qualität des Landschaftsbildes (Ackerflächen) besteht eine hohe 
Empfindlichkeit aufgrund der Stadtrandlage und des weithin einsehbaren Standortes." (Stadt Pirna 2025b, 
Prüfbogen L1, S. 38) 

Der Prüfbogen fordert als Vermeidungsmaßnahmen: 

„Begrenzung der überbaubaren Fläche und Gebäudehöhe, da die Fläche sichtexponiert liegt (Siedlungsrand-
gebiet von Pirna-Sonnenstein) -- effektive Eingrünung des Gewerbegebietes mit Verzahnung zur Landschaft 
(z.B. Gehölzsaum)" (Stadt Pirna 2025b, Prüfbogen L1, S. 38) 

Die FNP-Begründung enthält keine dieser Festsetzungen. Es fehlen: 

- eine Beschränkung der Gebäudehöhe, 

- Vorgaben zur effektiven Eingrünung, 

- eine Verzahnung mit der Landschaft durch Gehölzsäume. 
 

Die Stadt ignoriert damit die Erkenntnisse ihres eigenen Landschaftsplans. Dies stellt einen Abwägungsfehler 
dar. 

Forderung: Die Fläche L1 darf nicht ausgewiesen werden, solange keine belastbare FFH-Vorprüfung vor-
liegt. Diese muss zwingend eine faunistische Erfassung der Fledermausaktivität an den vorhandenen Leit-
strukturen (Gehölzstreifen im Osten, Sukzessionsflächen im Westen/Nordwesten) umfassen, um funktio-
nale Verflechtungen mit dem FFH-Gebiet rechtssicher ausschließen oder bewerten zu können. 
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6. R5 (Pratzschwitz) – Lage im Überschwemmungsgebiet und FFH-Konflikt 

6.1 Überschwemmungsgebiet: Eigene Forderung nicht umgesetzt 

Die Fläche R5 (Sondergebiet Einzelhandel, ca. 4,85 ha) liegt teilweise im festgesetzten Überschwemmungs-
gebiet der Elbe. Der Prüfbogen stellt fest: 

„Teilbereiche liegen im festgesetzten Überschwemmungsgebiet der Elbe" (Stadt Pirna 2025b, Prüfbogen R5, 
S. 18) 

Dies führt zu einer „hohen Empfindlichkeit, aufgrund der Verringerung der Retentionsfläche im Einzugsgebiet 
der Elbe: hohe Empfindlichkeit gegenüber Versiegelung und der Bebauung im Überschwemmungsgebiet" 
(Stadt Pirna 2025b, Prüfbogen R5, S. 18). 

Der Prüfbogen fordert als Vermeidungsmaßnahme: „Begrenzung der Bebauung auf Bereiche außerhalb des 
Überschwemmungsgebietes" (Stadt Pirna 2025b, Prüfbogen R5, S. 18). 

Die FNP-Darstellung setzt diese Forderung nicht um. Die gesamte Fläche von 4,85 ha wird als Sondergebiet 
dargestellt, ohne die Teilflächen im Überschwemmungsgebiet auszunehmen. 

Nach § 78 WHG ist die Ausweisung neuer Baugebiete in festgesetzten Überschwemmungsgebieten grund-
sätzlich untersagt, es sei denn, es werden Ausnahmen nach § 78 Abs. 2 WHG nachgewiesen. Die FNP-
Begründung enthält keine Auseinandersetzung mit dieser Vorschrift. Die FNP-Darstellung sollte bereits die 
Teilflächen im Überschwemmungsgebiet ausklammern, um Rechtssicherheit zu schaffen. 

6.2 Betroffenheit des FFH-Gebiets „Elbtal" 

Die Fläche R5 grenzt unmittelbar an das FFH-Gebiet 4545-301 „Elbtal" und das SPA-Gebiet 4545-452 „Elbtal 
zwischen Schöna und Mühlberg". Der Prüfbogen stellt fest: 

„Die Fläche grenzt unmittelbar an das FFH-Gebiet 4545-301 ‚Elbtal' und an das SPA-Gebiet 4545-452 ‚Elbtal 
zwischen Schöna und Mühlberg'; eine direkte anlagebedingte Inanspruchnahme von NATURA-2000-Gebieten 
ist nicht vorgesehen; ggf. Auswirkungen über den Gewässerpfad." (Stadt Pirna 2025b, Prüfbogen R5, S. 18) 

Die FFH-Vorprüfung lässt zentrale Fragen offen: 

Rastplatz für Zugvögel: Die Ackerfläche wird laut Prüfbogen als Rastplatz von Zugvögeln genutzt. Der Prüf-
bogen fordert: „In der Genehmigungsplanung ist ein gesondertes, faunistisches Fachgutachten zu erstellen. 
Dabei ist insbesondere die wiederkehrende Nutzung der Ackerfläche von Zugvögeln als Rastplatz zu berück-
sichtigen." (Stadt Pirna 2025b, Prüfbogen R5, S. 20) Dieses Gutachten liegt nicht vor. Ohne diese Grundlage 
kann nicht beurteilt werden, ob die Ausweisung mit dem SPA-Gebietsschutz vereinbar ist. 

Auwaldbiotop: Im südlichen Bereich der Fläche R5 befinden sich Auwaldreste, die als gesetzlich geschütztes 
Biotop nach § 30 BNatSchG einzustufen sind. Der Prüfbogen fordert deren Erhalt: „Erhalt des geschützten 
Biotops einschließlich eines Pufferstreifens -- Ausweisung und Erhalt eines ausreichenden dauerhaften Puf-
ferstreifens zu den NATURA 2000-Gebieten" (Stadt Pirna 2025b, Prüfbogen R5, S. 18). Die FNP-Darstellung 
enthält keine Festsetzung eines Pufferstreifens. Es ist unklar, wie viel von der ausgewiesenen Fläche tatsäch-
lich bebaubar ist. 

Forderung: Die Fläche R5 sollte auf die Bereiche außerhalb des Überschwemmungsgebiets verkleinert wer-
den. Vor einer Ausweisung sollte eine vollständige FFH-Verträglichkeitsprüfung vorgelegt werden, ein faunis-
tisches Gutachten zur Nutzung als Rastplatz für Zugvögel erstellt werden, und ein Pufferstreifen zum Auwald-
biotop und zum FFH-Gebiet festgesetzt werden. 

7. Weitere Konfliktflächen (Kurzdarstellung) 

7.1 L3 (Cunnersdorf) – Fehlende FFH-Vorprüfung 

Die Fläche L3 (Gesamtfläche ca. 9,5 ha, Prüfbogen) liegt in einer Entfernung von ca. 190 m zum FFH-Gebiet 
„Elbtal". Der Umweltbericht nimmt keine FFH-Vorprüfung vor, obwohl die Fläche als potenzielles Jagdhabitat 
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für Fledermäuse in Betracht kommt. Die Fläche weist Böden mit hoher Bodenfruchtbarkeit auf. Die FNP-
Begründung setzt sich nicht mit der Bodenschutzklausel auseinander. 

Forderung: FFH-Vorprüfung nachholen. Dokumentation der Alternativenprüfung zur Bodenschutzklausel 
ergänzen. 

7.2 R2 (Copitz, Basteistraße) – FFH-Puffer unzureichend 

Die Fläche R2 (Wohngebiet, ca. 0,11 ha) liegt in unmittelbarer Nähe zum FFH-Gebiet „Wesenitz unterhalb 
Buschmühle". Der Prüfbogen fordert: 

„Zwingender Erhalt und Schutz der wertgebenden Gehölzstrukturen an der Grenze zur Wesenitz (gewässer-
begleitender Gehölzsaum, als Biotop und Pufferstreifen zur Wesenitz) -- Ausschluss einer Inanspruchnahme 
von FFH-Gebietsfläche" (Stadt Pirna 2025b, Prüfbogen R2, S. 8) 

Die FNP-Darstellung setzt diese Forderung nicht um. Es ist unklar, wie ein ausreichender Pufferstreifen gesi-
chert werden soll. 

Forderung: Fläche verkleinern, sodass ein Pufferstreifen von mindestens 10 m zum FFH-Gebiet verbleibt. 

7.3 R12 (Bonnewitz) – PV-Freiflächenanlage im ökologischen Verbundraum 

Die Fläche R12 (PV-Freiflächenanlage, 3,2 MWp) liegt in einem Regionalen Grünzug sowie in Vorbehaltsge-
bieten für Wasserversorgung und Arten-/Biotopschutz. Der Landschaftsplan beschreibt das Offenland süd-
westlich Bonnewitz explizit als „Verbindungsfläche für die Entwicklung von Natur und Landschaft" (Prüfbogen 
R12). Die FNP-Begründung selbst bestätigt: „Der Regionalplan 2020 zeigt Vorbehaltsgebiete für die Wasser-
versorgung und für den Arten- und Biotopschutz. Außerdem ist das Gebiet in einem Regionalen Grünzug 
gelegen" (FNP-Begründung, S. 24). 

Eine großflächige PV-Freianlage fragmentiert diesen Verbundraum, verändert das Klein- und Mikroklima und 
verdichtet Böden, die zugleich für Grundwasserneubildung und landwirtschaftliche Nutzung bedeutsam sind. 
Die Fachbeiträge, die dem unwirksamen Kapitel 4 des Regionalplans zugrunde liegen, belegen die Bedeutung 
dieser Flächen unabhängig von der formalen Gültigkeit der Vorbehaltsgebietskategorie. 

Der BUND Sachsen begrüßt grundsätzlich den Ausbau erneuerbarer Energien. Allerdings sollte die PV-Freiflä-
chenanlage nur unter Bedingungen zugelassen werden, die den ökologischen Verbund sichern. Hierfür emp-
fehlen wir: 

- Festsetzung ökologisch hochwertiger Maßnahmen im B-Plan Nr. 103, die über die Mindestanforde-
rungen für Solarparks hinausgehen (z.B. Blühstreifen, Habitatstrukturen für Zauneidechsen, exten-
sive Grünlandpflege unter den Modulen), 

- Sicherung von Durchlässigkeitskorridoren für die Fauna innerhalb der Anlage, 

- Begrenzung der Bodenversiegelung und -verdichtung auf das technisch notwendige Minimum, 

- Monitoring der Auswirkungen auf den Biotopverbund über einen Zeitraum von mindestens 5 Jahren 
nach Inbetriebnahme. 

 

Forderung: Im B-Plan Nr. 103 sind besonders wertvolle ökologische Maßnahmen festzusetzen, die über die 
Mindestanforderungen für Solarparks hinausgehen. Die Verträglichkeit mit dem Biotopverbund ist im Bebau-
ungsplanverfahren nachzuweisen. 
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TEIL C: QUERSCHNITTSMÄNGEL 

8. Fehlende Gesamtbetrachtung kumulativer Wirkungen 

8.1 Summationswirkung aller Neuausweisungen 

Die FNP-Änderung weist eine Vielzahl von Neuausweisungen aus, deren Gesamtwirkung nicht untersucht wir. 
Die größten Flächen sind: 

- L9 (IPO-Flächen C/D): ca. 18 ha Gewerbefläche 

- L1 (Sonnenstein Süd): ca. 6,8 ha Gewerbefläche 

- R5 (Pratzschwitz): ca. 4,85 ha Sondergebiet Einzelhandel 

- L3 (Cunnersdorf): ca. 9,5 ha  
 

Hinzu kommen 11 weitere kleinere Flächen mit insgesamt ca. 3 ha. Der Gesamtflächenverbrauch beträgt 
damit über 35 ha, die überwiegend als bisher unversiegelte Ackerflächen im Außenbereich liegen. 

Der Umweltbericht untersucht jede Fläche isoliert. Eine Gesamtbetrachtung der Summationswirkungen unter-
bleibt. Dies betrifft insbesondere: 

FFH-Summenwirkung: Die Neuausweisungen L1, L3, R2 und R5 liegen in räumlicher Nähe zu FFH-Gebieten. 
Die Summenwirkung auf den Biotopverbund (Zerschneidung von Flugkorridoren für Fledermäuse, Verlust von 
Rastflächen für Zugvögel, Barrierewirkungen für Wildtiere) wird nicht untersucht. 

Klimatische Wirkungen: Die Flächen L1 (ca. 6,8 ha) und L9 (ca. 18 ha) sind Kaltluftentstehungsflächen mit 
einer Gesamtfläche von ca. 24,8 ha. Für die Fläche L9 fehlt – mangels Umweltprüfbogen – jede Bewertung 
der klimatischen Funktion. Für die Fläche L1 stuft der Prüfbogen die Bedeutung für die klimatische Aus-
gleichsfunktion zwar als gering ein (Stadt Pirna 2025b, Prüfbogen L1, S. 38), allerdings bezieht sich diese 
Einstufung auf die isolierte Betrachtung der Einzelfläche. Eine Gesamtbetrachtung des kumulativen Verlusts 
von Kaltluftentstehungsflächen – insbesondere unter Einbeziehung der mit Abstand größten Fläche L9, für 
die keine klimatische Bewertung vorliegt – fehlt im Umweltbericht vollständig. 

Nach § 2 Abs. 4 BauGB i.V.m. Anlage 1 Nr. 2b lit. ff BauGB sind bei der Umweltprüfung die „Kumulierung mit 
den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete" zu prüfen. Diese Prüfung ist unterblieben. 

8.2 Keine FFH-Verträglichkeitsprüfung auf FNP-Ebene 

Die FNP-Änderung weist mehrere Flächen in unmittelbarer Nähe zu FFH-Gebieten aus (L1, L3, R2, R5). Der 
Umweltbericht führt für jede Fläche einzelne FFH-Vorprüfungen durch und kommt jeweils zu dem Ergebnis, 
dass „voraussichtlich keine erheblichen Beeinträchtigungen" zu erwarten sind. 

Eine FFH-Verträglichkeitsprüfung, die die Summenwirkung aller Flächen auf die betroffenen FFH-Gebiete 
untersucht, fehlt. Dies ist unzulässig. Nach § 34 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG sind Projekte vor ihrer Zulassung 
auf ihre Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen eines Natura-2000-Gebiets zu überprüfen. Auch auf der 
Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ist eine FFH-Verträglichkeitsprüfung erforderlich, wenn die FNP-
Darstellung bereits konkrete Beeinträchtigungen erwarten lässt. Dies folgt unmittelbar aus § 1a Abs. 4 BauGB 
i.V.m. § 34 BNatSchG (vgl. BVerwG, Urteil vom 17.01.2007, Az. 9 A 20/05, zur Pflicht der Summationsbetrach-
tung bei FFH-Verträglichkeitsprüfungen). 

Die gleichzeitige Ausweisung mehrerer Flächen im Umfeld derselben FFH-Gebiete lässt kumulative Beein-
trächtigungen erwarten. Eine Prüfung dieser Summenwirkungen ist auf FNP-Ebene erforderlich. 

Forderung: Eine FFH-Verträglichkeitsprüfung ist auf FNP-Ebene durchzuführen, die die Summenwirkung aller 
Neuausweisungen auf die betroffenen FFH-Gebiete „Elbtal" und „Gottleubatal" untersucht. 
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TEIL D: ERGEBNIS UND FORDERUNGEN 

9. Zusammenfassung 

Die 5. Änderung des Flächennutzungsplans Pirna-Dohma weist durchgreifende formelle und materielle Män-
gel auf: 

Formelle Mängel: 

- Die FNP-Begründung stützt sich auf unwirksame Regionalplan-Kapitel, ohne eine eigenständige 
Gewichtung der betroffenen Belange vorzunehmen. 

- Der Landschaftsplan beruht auf falscher Tatsachengrundlage (IPO als „beschlossen"). 

- Die größte Einzelfläche (L9, 18 ha) wird nicht umweltgeprüft. 

- Das Parallelverfahren für L9 ist mit dem B-Plan-Rückzug gescheitert. 
 

Materielle Mängel: 

- Fläche L9: Keine dokumentierte Alternativenprüfung trotz hoher bis sehr hoher Bodenfruchtbarkeit. 

- Fläche L1: FFH-Prüfradius zu kurz, potenziell angebundene Fledermaus-Leitstrukturen ignoriert, 
eigene Landschaftsbildbewertungen nicht umgesetzt. 

- Fläche R5: Überschwemmungsgebiet nicht ausgeklammert, FFH-Vorprüfung unvollständig. 

- Fläche R12: Ökologischer Verbundraum nicht gesichert. 

- Weitere Flächen: Fehlende FFH-Vorprüfungen und Alternativendokumentation. 
 

Querschnittsmängel: 

- Keine Gesamtbetrachtung kumulativer Wirkungen (FFH-Summenwirkung, Klima, Flächenverbrauch). 

- Keine FFH-Verträglichkeitsprüfung auf FNP-Ebene. 

10. Forderungen 

Der BUND Sachsen fordert: 

1. Aussetzung des Verfahrens bis zur Überarbeitung des Landschaftsplans und zur Vorlage vollstän-
diger Umweltprüfungen für alle Flächen, insbesondere L9. 

2. Herausnahme der Fläche L9 aus der FNP-Änderung, solange kein genehmigungsfähiger Bebauungs-
plan vorliegt. 

3. Eigenständige Abwägung der Belange Landschaftsbildschutz, Freiraumentwicklung, Wasserversor-
gung und Hochwasserschutz für die Flächen L1, L9 und R5, die über den pauschalen Verweis auf den 
Fachbeitrag zum Landschaftsrahmenplan hinausgeht. 

4. Dokumentation einer vollständigen Alternativenprüfung für die Flächen L9, L1 und L3 unter Berück-
sichtigung der Bodenschutzklausel (§ 1a Abs. 2 BauGB). 

5. Vorlage einer belastbaren FFH-Vorprüfung für die Flächen L1 und L3 (Prüfradius mind. 3 km) ein-
schließlich faunistischer Erfassung der Fledermausaktivität an den vorhandenen Leitstrukturen 
sowie Festsetzung von Eingrünungs- und Höhenbeschränkungskonzepten für L1. 

6. Verkleinerung der Fläche R5 auf Bereiche außerhalb des Überschwemmungsgebiets. Vorlage eines 
faunistischen Gutachtens zur Nutzung als Rastplatz für Zugvögel. Festsetzung eines Pufferstreifens 
zu FFH-Gebiet und Auwaldbiotop. 

7. Ökologische Aufwertung der PV-Fläche R12 durch Festsetzung von Maßnahmen, die über die Min-
destanforderungen hinausgehen, und Nachweis der Verträglichkeit mit dem Biotopverbund. 

8. Durchführung einer FFH-Verträglichkeitsprüfung auf FNP-Ebene, die die Summenwirkung aller Neu-
ausweisungen auf die FFH-Gebiete „Elbtal" und „Gottleubatal" untersucht. 



 

 
12 

9. Untersuchung der kumulativen klimatischen Auswirkungen der Neuausweisungen L1, L3 und L9, 
Für die Fläche L9 (ca. 18 ha) ist eine klimatische Bewertung im Rahmen der nachzuholenden Umwelt-
prüfung durchzuführen. Der kumulative Verlust der bislang unversiegelter Fläche ist gesamthaft zu 
bewerten. 

 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


